
Wirkungsorientierung
ist kein Alleingang

Zusammenspiel von Politik und Verwaltung

Sowohl die Politik als auch die
Verwaltung sind Veränderun-
gen ausgesetzt. Waren es auf

der Sei te der Verwaltung in den letz -
ten Jah ren Aufnahmestopp, laufende
Bud getkürzungen sowie ein höherer
Rechtfertigungsdruck gegenüber dem
Bür ger, so konnte man auf Seiten der
Politik beobachten, dass stabile Mehr-
heiten eher der Vergangenheit ange-
hören. 

Auch die Dauer von Regie run  gen
sinkt tendenziell. Dies wiede rum be-
deutet häufiger wechselnde handeln de
Personen auf Seiten der Politik.

Heterogene Politik

Spricht man nun von „der“ Politik, so
ist die Grenzziehung nicht leicht. Man
hat es nicht mit einem homogenen
Gebilde zu tun, sondern die Be amten
stehen einer Fülle an politischen Wil-
lensträgern gegenüber (siehe Gra fik
„Grenzen“). Unmittelbare Ansprech -
partner der Verwaltung sind Minister
bzw. politische Sekretäre. Für die Wir-
kungs orientierung wäre es nun wich -
tig, dass der Minister Wirkungsziele
vorgibt und konkrete Ziele mit der
Verwaltung vereinbart. Ob sie dies tun

werden, hängt jedoch nicht nur von de -
ren eigener Überzeugung ab, sondern
inwieweit all die anderen das ermög -
lichen: die Regierung, das Parlament
und vor allem die Parteien und Bün de.
Umgekehrt sind oberste Be am te häu-
fig auch parteipolitisch zugeordnet.

In Bezug auf die Wirkungsorientie-
rung stoßen da durchaus gegensätz -
liche Interessen aufeinander. Be nö tigt
Wirkungsorientierung einen langfris ti -
gen Horizont und klar messbare Ziele,
so ist Politik häufig sehr kurzfristig
ausgerichtet (z. B. auf Tagespolitik
oder auf die nächsten Wahlen) und will
sich eher nicht festlegen (siehe Gra -
fik „Denkmodelle“). Dies wird einer
der Knackpunkte der Haushalts reform
sein: Wird sich die Politik auf kon -
kret messbare Ziele einlassen?

Nicht ohne Politikreform 
Internationale Erfahrungen – wie zum
Beispiel in der Schweiz – zeigen, dass
die Verwaltungsreform mit Wirkungs-

Viel wird in letzter Zeit von Wirkungsorientierung
in der öffentlichen Verwaltung gesprochen.
Aufgabe der Verwaltung ist es, das eigene
Steuerungssystem in diese Richtung umzu -
gestalten. Funktionieren wird es jedoch letztlich
nur, wenn auch die Politik zur Mitarbeit gewonnen
wird.
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Politik Verwaltung(sführung)

Erfolg: Wiederwahl

Zeitlicher Horizont: kurzfristig, Tagespolitik

Steuerungsziel: Mehrheiten organisieren 
Anpassungsstrategie

„Mehrheiten gewinnt man nicht, indem man sich
an konkreten Fakten messen lässt, sondern die
Mitte erobert“ – vage kommunizieren! 

Demokratie argumentiert nach Gerechtigkeits-
prinzip (Steuern, Sozialhilfe …)

Erfolg: fehlerfreier Vollzug, Effizienz, passende Di-
enstleistungen für Bürger

Zeitlicher Horizont: langfristig

Steuerungsziel: effiziente und effektive 
Leistungen – Durchsetzungsstrategie

NPM fordert klare, messbare Wirkungsziele, 
Leistungsziele etc. – klar kommunizieren

Verwaltung (soll vermehrt) nach dem Effizienz-
prinzip funktionieren

Denkmodelle von Politik und Verwaltung
© ICG



orientierung erst dann Früchte trägt,
wenn sie mit einer Politikreform ein-
hergeht. Das bedeutet, dass sich das
Parlament tatsächlich stärker auf die
inhaltlich-strategische Ebene begibt
und mittel- bis langfristige politisch
erwünschte Ziele beschließt.

Innerhalb eines Ressorts kommt den
politischen Sekretären eine wich  ti-
ge Funktion zu. Ihre Aufgabe ist es,
ein Übersetzer zwischen den beiden
Denk  modellen zu sein. In manchen
Res sorts gelingt dies sehr gut, in an-
deren werden sie eher als konkur rie -
rende Doppel struktur erlebt. Ein wich-
tiges Erfolgsrezept in Ressorts und
in Landes  verwaltungen ist es, diese
Schnittstel le bestmöglich zu gestalten.
Um dies zu unterstützen, werden zum
Beispiel ge meinsame Workshops zwi -
schen dem politischen Büro und den
obersten Ver waltungsspitzen durch -
geführt. Es wer den Schulungen zu den
Themen Füh rung und New-Public-
Management abgehalten und vor al -
lem werden Ver  tretern der politi schen
Büros wich  ti ge Rollen in ver schie de-
nen Ver wal tungs   entwicklungs pro jek-
ten an ge  bo ten. 

Wesentlich ist, dass es zukünftig nur
mehr eine – und dafür abgestimmte –
(Jahres-)Planung der Politik und der
Fachsektion gibt, die sowohl (kurz -
fristige) Profilierungsbedürfnisse der
Politik auf Maßnahmenebene als auch
notwendige (langfristige) Wir kungs -
ziele abdeckt.

Lernen und Vertrauen

Für alle Vertreter der Politik bedeutet
dies, dass sie sich vertieft mit den
Kon sequenzen des neuen Haushalts-
rechts auseinandersetzen müssen. Dies
sollte einerseits in Schulungen (aller
politischen Akteure!) erfolgen, ande -
rerseits muss das eigene Selbstver-
ständnis weiterentwickelt werden.

Neue Instrumente funktionieren nie
in der „alten“ Kultur – dort sind sie
oft sogar kontraproduktiv. Die Poli-
tik sollte daher das Vertrauen in die
Beamtenschaft stärken und mit ihr
und nicht gegen sie arbeiten. Neben
dieser Vertrauenskultur muss auch eine
Vereinbarungskultur entwickelt wer-
den, indem jährlich Ziele vereinbart
werden, die zwei Mal pro Jahr be rich-
tet und ge mein sam reflektiert werden.
Ziel muss sein, die Politik stärker weg
von der Ta ges po li tik auf die strate gi -
sche Ebene zu he ben. In Schweden
gelingt dies etwa, indem die umset-
zenden Verwaltungseinheiten („Agen-
tu ren“) eine stärkere Eigenständig keit
besit zen.

Die Verwaltung wiederum muss sich
dieses Vertrauen verdie nen, indem sie
sich noch stärker als „fach liches Kom-
petenzzentrum“ mit po li tik beraten der
Funktion positioniert, d. h., die nö ti -
gen Ins trumente wie Stra tegiebericht,
Wirkungs ziele, Ressour  cen-, Ziel- und
Leis tungs pläne, Kos ten rech  nung pro-
fessionell einführt und anwendet.

Mehr Bürgerbeteiligung

In das Thema Politikberatung fällt
auch die Intensivierung der Bürgerbe -
teiligung. Die EU fordert ver mehrt die
Ein beziehung der Bürger in die Ent -
wick lung und Umsetzung von Ge   set -
zesvorhaben. Auf Verwaltungs ebe ne
bedeutet dies die Notwen dig keit, Kom -
petenz und Know-how auf zu bauen.
Da bei gilt es, passende Be teili gungs-
prozesse aufzusetzen, Großveran stal-
tungen oder „Runde Tische“ zu mo -
de rieren und adäquate elek tro nische
Kommunikationsinstrumente (Inter-
net, Web 2.0) zur Verfügung zu stel -
len. Die Politik muss das Vertrauen in
die Verwaltung entwickeln, dass sie
solche Prozesse gut steuert und mit
der eigenen Öffentlichkeitsarbeit kon-
struktiv vernetzt.

Fazit: Die Zusammenarbeit und Er -
gänzung von Politik und Verwaltung
ist ein Muss zur Umsetzung der Wir -
kungs orien tie rung.
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Grenzen: Wo endet die Politik? Wo beginnt die Verwaltung?
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Franz Schwarenthorer betreut
Projekte der Verwaltungsmoder -
nisierung der Bundes- und Landes-
verwaltung und ausgegliederter
Organisationen. Aktuell ist er
auch im Umfeld der Haushalts -
rechtsreform tätig.

franz.schwarenthorer@ICG.eu.com
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